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Die Rechtskraft der Institution ergibt sich aus dem gesetzlichen Auftrag der staatlichen Obligation zu UN-Res. A/RES/53/144 und Genfer Abkommen. 

Institut 

Für 

Recht:sicherheiT 
Ermittlungen.Analysen.Schulungen.Forschungsberichte 

Außerstaatlich. Unabhängig. Neutral  
Institut nach GG Art. 25 - A/RES/53/144 Art. 5 u.16          
Vereinte Nationen- Resolution der Generalversammlung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ihr Schreiben    Unser Zeichen     Datum 

IFR-00000003-010-m6creEJX   12.06.2018 
 

 
Feststellungsklage 
 

Klage 
des Jürgen Korthof 

– Kläger – 
Prozessbevollmächtigter: IFR 
 
gegen 
 
POLIZEI WARBURG, POLIZEI HÖXTER, STAATSSCHUTZ BIELEFELD 

– Beklagte – 
 
Das Institut für Rechtsicherheit (IFR) bestellt sich zum Prozessbevollmächtigten des Klägers. 
 
In der mündlichen Verhandlung werden wir beantragen festzustellen,  
 

 dass das Grundgesetz und das Völkerrecht die Grundfeste unserer Gesellschaft darstellen  
und dies die ranghöchsten Rechtsnormen sind, die garantieren sollen, dass der Mensch nicht 
Opfer von Sklaverei und Willkür wird, und um nicht selber zum Aufstand greifen zu müssen.  

 

 dass ein Mensch, der die gesetzlich vorgesehenen Artikel der ranghöchsten Rechtsnormen 
verwirklicht, von seinen öffentlich beauftragten Dienststellen, nicht davon abgehalten 
werden darf. 

 

 dass die Gründung des IFR nach Grundgesetz (GG) Artikel 25 und UN-Res. A/Res/53/144 
Artikel 5 und 16 rechtskräftig ist und sich die Organe der Bundesrepublik daran halten 
müssen. 

 

 dass das VStGB § 10 bindend ist und völkerrechtlich gesetzlich gegründete Organisationen, 
wie das IFR, völkerstrafrechtlich geschützt sind. 

 

 dass diese Resolution bindend ist: A/RES/3166 (XXVIII) (3. Dezember 1973) 
Übereinkommen über die Verhütung, Verfolgung und Bestrafung von Straftaten gegen 
völkerrechtlich geschützte Personen einschließlich Diplomaten.  

Institut für Rechtsicherheit    –   ifr-un.info 

An das 
Verwaltungsgericht Minden 
Königswall 8 
32423 Minden 
 
per Fax an: 0571 8886-329 
 

ALLE Korrespondenz per FAX oder Email 

FAX:  0049 32221 935095 

Web:  IfR-un.info 
Email:  mail@ifr-un.info 

 

IFR-UN.INFO 

http://ifr-un.org/
mailto:mail@ifr-un.info
mailto:instfr01@gmail.com
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 dass die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (A/RES/217 A) für die Bundesrepublik 
Deutschland bindend ist. 
 

 dass dem Kläger die Rechte aus Grundgesetz und Völkerrecht unmittelbar und ohne 
Beantragung und ohne Ablehnungsmöglichkeit zustehen. 

 
 

 
Es ist festzustellen:  
 

Das Grundgesetz und das Völkerrecht gelten Kraft Gesetz und nicht auf individuelle 
Antragstellung. Hieraus ergibt sich keine gesetzlich vorgesehene Möglichkeit, die 
Einhaltung des Grundgesetzes oder der völkerrechtlichen Verträge in den 

Ermessensspielraum von Bediensteten in POLIZEI oder STAATSSCHUTZ zu legen.  
Eine Ablehnung der Anwendung von Grundgesetz und Völkerrecht ist eine  
strafbare Handlung. Die Regelung zur Kennzeichnung der IFR-Zivilschutzfahrzeuge lag 

dem Bundesministerium des Innern mehr als ein halbes Jahr beanstandungsfrei vor. Eine 
Kontrolle unbekannter KFZ-Kennzeichen ist durchaus zu begrüßen, jedoch eine 
vorsätzliche Unkenntnis der elementaren ranghöchsten Normen ist nicht hinzunehmen, 

zumal vor Ort eine ausführliche Belehrung erfolgte. Im Nachgang auch noch eine weitere 
beharrliche Weigerung, sich mit den ranghöchsten gültigen Rechtsnormen zu beschäftigen, 
ist bereits Aussetzung. 

 
 
Für den Fall, dass das durch gesetzlichen Auftrag gegründete IFR keinen Anspruch auf die 
o.g. gesetzlichen Vorgaben hätte, wird hier schon mitgeteilt, dass das IFR alles daran 

setzen wird, die Grundrechte und Menschenrechte nach Grundgesetz und völkerrechtlichen 
Verträgen, zu verbreiten und zu schützen. 
Hierzu sind uns die haftbaren Personen-Identitäten der Verweigerer von Grundrecht und 

Menschenrecht zu benennen, deren Anweisung das Verwaltungsgericht ausführt.  
Für den unwahrscheinlichen Fall der Feststellung, das IFR habe etwas falsch gemacht, 
erheben wir den Anspruch auf ausführliche und detaillierte Nennung aller 

Korrekturerfordernisse. 
 
 

 
 
Begründung: 
 
Trotz rechtlicher Belehrung der Bediensteten und deren vollständiger Kenntnis der 
einwandfrei dem gesetzlichen Auftrag entsprechenden Rechtsgültigkeit, wurden dem IFR 

wurden die KFZ-Kennzeichen durch einen bewaffneten Überfall, mit Verschleppung einer 
nach Völkerrecht geschützten Person (den Fahrer des mit Zivilschutzkennzeichen 
versehenen deutlich erkennbaren Einsatzfahrzeuges), geraubt, wodurch eine 
Nichtanerkennung von Grundgesetz und Völkerrecht stattfand, was eine verfolgbare Straftat 

nach VStGB § 10 und StGB § 81 und § 92 wäre. Durch die Blockade des gesetzlich 
gegründeten IFR, werden, täglich fortdauernd, die laufenden Ermittlungen erheblich 
behindert, da mit Wiederholungstaten gerechnet werden muss, bis eine öffentliche 

Feststellungsklage, die Unverletzlichkeit von Grundgesetz und Völkerrecht bestätigt.  
 
Aus diesen Gründen wird hiermit wegen Eilbedürfnis hilfsweise Antrag nach § 80 (5) 

VwGO auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Feststellungsklage gestellt 
und die sofortige Rückgabe der KFZ-Kennzeichen anzuordnen.  
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Zum Auffinden der KFZ-Kennzeichen, die beim STAATSSCHUTZ Bielefeld vermutet 

werden, sei dieser Hinweis gegeben:  
Es liegt weder eine Strafanzeige, noch ein Verwaltungsakt gegen das Völkerrechtinstitut 
vor, das alle Rechte und Pflichten aus Grundgesetz und Völkerrecht trägt.  

Ein unbegründetes Aktenzeichen, das zu Unrecht den Fahrer bezeichnet,  
der weder Rechte noch Pflichten am IFR-Fahrzeug hat, ist aber unter folgender Nummer 
bekannt: 40700-004467-18/4 

 
 
 
Artikel 25 GG 

 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechts sind Bestandteil des Bundesrechts. Sie gehen 
den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die  Bewohner des 

Bundesgebietes. 
 
Die hier genannten völkerrechtlichen Verträge, Genfer Abkommen, EMRK, AEMR, Wiener 

Vertragskonvention und das Grundgesetz wurden seit ca. 70 Jahren jedem Bewohner des 
Bundesgebietes als gültig und geltend glaubhaft gemacht, wodurch nicht nur 
Obligationsrecht, sondern auch ein Gewohnheitsrecht auf die beanspruchten Gesetze und 

Verträge entstanden ist. 
Jegliche Gegeneinrede wäre eine Verletzung von Treu und Glauben, widersprüchliches 
Verhalten, sowie Vertrags- und Eidbruch, dass wir es mit einem, an das Grundgesetz 

gebundenen Rechtsstaat zu tun hätten. 
 
 

Weil diese Feststellungsklage im öffentlichen Interesse ist und in der wissenschaftlichen IFR-Reihe 
„Öffentliches Wissen zur Rechtsicherheit“ veröffentlicht wird, werden die wichtigsten Gesetze  
und Verträge als Bestandteil der Feststellungsklage beigefügt, damit es auch für Nichtjuristen 
verständlich ist. 
 
Anhänge: 
 

 Genfer Abkommen IV, Vertrag SR 0.518.51 
 

 Charta der Vereinten Nationen und Statut des Internationalen Gerichtshofs  
 

 UN-Resolution ( A/RES/53/144) 
Artikel 1 – 20 
 

 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR, A/RES/217 A) 
Artikel 1 – 30 

 

 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
Artikel 1, 20, 25, 31, 79 und Präambel 
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Zulässigkeit: 
 
Das für die Zulässigkeit der Feststellungsklage nach § 256 ZPO erforderliche 
Feststellungsinteresse des Klägers ist gegeben, wenn dem Recht oder der Rechtslage des 
Klägers eine gegenwärtige Gefahr der Ungewissheit droht und das Feststellungsurteil geeignet ist, 
diese Gefahr zu beseitigen. Eine Gefährdung liegt regelmäßig darin, dass der Beklagte das Recht des 
Klägers ernstlich bestreitet oder er sich eines Rechts gegen den Kläger berühmt. Diese Berühmung 
muss nicht nur ernstlich gemeint sein, sondern auch nach objektiver Würdigung eine gegenwärtige 
Gefahr für den Kläger begründen (MünchKomm-ZPO/Lüke, § 256 Rn. 38). Das Berühmen muss aber 
nicht notwendig ausdrücklich geschehen; Schweigen bzw. rein passives Verhalten ist nur dann 
ausreichend, wenn der Kläger aufgrund des vorangegangenen Verhaltens des Beklagten eine ihn 
endgültig sicherstellende Erklärung erwarten kann (BGH, NJW 1995, 2032 = MDR 1995, 716). 
 
 
 
IFR        
 
 

- Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig - 
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Genfer Abkommen IV, Vertrag SR 0.518.51 
 

Kapitel XII 

Freilassung, Heimschaffung und Hospitalisierung in neutralen Ländern 
 
Art. 132 
Jede internierte Person soll vom Gewahrsamsstaat freigelassen werden, sobald die Gründe, welche ihre 
Internierung verursacht haben, nicht mehr bestehen. 

 
Ausserdem sollen sich die am Konflikt beteiligten Parteien bemühen, während der Dauer der Feindseligkeiten 
Vereinbarungen über die Freilassung, die Heimschaffung, die Rückkehr an den Wohnort oder die Hospitalisierung 
gewisser Kategorien von Internierten in neutralen Ländern, insbesondere von Kindern, schwangeren Frauen und Müttern 
mit Säuglingen und kleinen Kindern, Verwundeten und Kranken oder seit langer Zeit festgehaltenen Internierten zu treffen. 
 
Art. 133 

Die Internierung soll nach Beendigung der Feindseligkeiten so rasch als möglich aufhören. 
Die auf dem Gebiete einer am Konflikt beteiligten Partei befindlichen Internierten, gegen die eine Strafverfolgung wegen 
Rechtsverletzungen anhängig ist, die nicht ausschliesslich disziplinarischer Massregelung unterliegen, können jedoch bis 
zum Abschluss des Verfahrens und gegebenenfalls bis zur Verbüssung der Strafe zurück  gehalten werden. Das gleiche 
gilt für Internierte, die vorher zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wurden. 
Nach Beendigung der Feindseligkeiten oder der Besetzung eines Gebietes sollen durch Übereinkunft zwischen dem 
Gewahrsamsstaat und den interessierten Mächten Kommissionen eingesetzt werden, um verstreute Internierte zu suchen. 
 
Art. 134 

Die Hohen Vertragsparteien sollen sich bemühen, bei Beendigung der Feindseligkeiten oder der Besetzung die Rückkehr 
aller Internierten an ihren letzten Wohnsitz zu gewährleisten oder ihre Heimschaffung zu erleichtern. 
 
Art. 135 

Der Gewahrsamsstaat soll die Kosten für die Rückkehr der freigelassenen Internierten an die Orte, wo sie im Augenblick 
ihrer Internierung wohnten, oder, falls er sie im Verlaufe einer Reise oder auf hoher See festgehalten hat, für die 
Fortsetzung ihrer Reise oder für ihre Rückkehr an den Ausgangsort die Kosten übernehmen. 
Wenn der Gewahrsamsstaat einem freigelassenen Internierten, der bereits vorher auf seinem Gebiet seinen ordentlichen 
Wohnsitz hatte, die Bewilligung verweigert, dort zu wohnen, so hat er die Kosten für seine Heimschaffung zu übernehmen. 
Wenn hingegen der Internierte es vorzieht, in sein Land zurückzukehren, und zwar auf eigene Verantwortung oder um 
einer Weisung der Regierung, welcher er Gehorsam schuldet, Folge zu leisten, so ist der Gewahrsamsstaat nicht 
verpflichtet, diese Kosten ausserhalb seines Gebietes zu übernehmen. Er ist auch nicht verpflichtet, die Kosten für die 
Heimschaffung eines Internierten, der auf eigenen Wunsch interniert wurde, zu zahlen. 
Werden Internierte gemäss Artikel 45 überführt, so sollen sich die Macht, die sie übergibt, und jene, die sie übernimmt, 
über den Anteil der Kosten einigen, welche jede von ihnen zu tragen hat. 
Diese Bestimmungen sollen besondere Abmachungen nicht beeinträchtigen, die zwischen den am Konflikt beteiligten 
Parteien in bezug auf den Austausch und die Heimschaffung ihrer in feindlicher Gewalt befindlichen Staatsangehörigen 
getroffen werden. 
 

Abschnitt V 
Auskunftsbüros und zentrale Auskunftsstelle 
 
Art. 136 

Bei Ausbruch eines Konflikts und in allen Fällen einer Besetzung soll jede der am Konflikt beteiligten Parteien ein offizielles 
Auskunftsbüro einrichten, das beauftragt ist, Auskünfte über die geschützten Personen, die sich in ihrer Gewalt befinden, 
zu empfangen und weiterzugeben. 
Jede der am Konflikt beteiligten Parteien soll dem genannten Büro in der kürzestmöglichen Frist Mitteilungen über die 
Massnahmen übermitteln, die sie gegen jede seit mehr als zwei Wochen festgenommene, einem Zwangsaufenthalt 
unterworfene oder internierte geschützte Person ergriffen hat. Ausserdem soll sie ihre verschiedenen zuständigen 
Dienststellen beauftragen, dem genannten Büro umgehend Mitteilung über die im Stande dieser Personen eingetretenen 
Änderungen, wie Überführungen, Freilassungen, Heimschaffungen, Entweichungen, Hospitalisierungen, Geburten und 
Todesfälle, zu machen. 
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Art. 137 

Das nationale Auskunftsbüro soll unverzüglich auf raschestem Wege und durch Vermittlung der Schutzmächte einerseits 
und der in Artikel 140 vorgesehenen Zentralstelle anderseits der Macht, welcher die oben erwähnten Personen 
angehören, oder der Macht, auf deren Gebiet sie ihren Wohnsitz hatten, Auskünfte über die geschützten 
Personen zugehen lassen. Die Büros sollen ebenfalls alle Anfragen beantworten, die in Bezug auf geschützte Personen 
an sie gerichtet werden. 
Die Auskunftsbüros sollen die eine geschützte Person betreffenden Auskünfte weiterleiten, ausser wenn ihre Weiterleitung 
der betreffenden Person oder ihrer Familie nachteilig sein könnte. Der Zentralstelle dürfen selbst in einem solchen Falle 
die Auskünfte nicht verweigert werden; sie wird, von den Umständen verständigt, die in 
Artikel 140 bezeichneten notwendigen Vorsichtsmassregeln treffen. 
Alle schriftlichen Mitteilungen eines Büros sind durch Unterschrift oder Siegel zu beglaubigen. 
 
Art. 138 

Die vom nationalen Auskunftsbüro erhaltenen und weitergegebenen Mitteilungen sollen so gehalten sein, dass sie die 
genaue Identifikation der geschützten Person und die umgehende Benachrichtigung ihrer Familie erlauben. Für jede 
Person sollen sie mindestens den Familiennamen, die Vornamen, den Geburtsort und das vollständige 
Geburtsdatum, die Staatsangehörigkeit, den letzten Wohnsitz, die besondern Merkmale, den Vornamen des Vaters, den 
Mädchennamen der Mutter, Zeitpunkt und Art der in Bezug auf die Person getroffene Massnahme, wie auch den Ort, wo 
diese durchgeführt wurden, die Adresse, unter welcher ihre Briefschaften zugestellt werden können, sowie den Namen 
und die Adresse der Person, welche benachrichtigt werden soll, enthalten. 
Gleicherweise sollen regelmässig und, wenn möglich, wöchentlich Auskünfte über den Gesundheitszustand der 
schwerkranken oder schwer verletzten Internierten weitergeleitet werden. 
 
Art. 139 

Das nationale Auskunftsbüro ist ferner beauftragt, alle von den in Artikel 136 erwähnten geschützten Personen, besonders 
bei ihrer Heimschaffung, Freilassung, 
Entweichung oder ihrem Tod, zurückgelassenen persönlichen Wertgegenstände zu sammeln und sie den in Frage 
kommenden Personen direkt oder, wenn nötig, durch Vermittlung der Zentralstelle zu übermitteln. Diese Gegenstände 
sollen vom Büro in versiegelten Paketen versandt werden und von einer Erklärung, welche die Identität der Person, der die 
Gegenstände gehörten, genau festgestellt, sowie von einem vollständigen 
Verzeichnis des Paketinhalts begleitet sein. Der Empfang und Versand aller Wertgegenstände dieser Art sollen detailliert 
im Register eingetragen werden. 
 
Art. 140 

Für geschützte Personen, insbesondere für Internierte, soll eine zentrale Auskunftsstelle in einem neutralen Land 
geschaffen werden. Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz soll den in Frage kommenden Mächten, sofern es ihm 
notwendig erscheint, die Organisation dieser Zentralstelle vorschlagen, die dieselbe wie die in Artikel 123 des Genfer 
Abkommens vom 12. August 1949 über die Behandlung der Kriegsgefangenen vorgesehene Zentralstelle sein kann. 
Diese Zentralstelle ist beauftragt, alle Auskünfte der in Artikel 136 vorgesehenen Art, die sie auf offiziellem oder privatem 
Wege beschaffen kann, zu sammeln. Sie soll sie so rasch wie möglich an das Herkunfts- oder Niederlassungsland der 
betreffenden Person weiterleiten, ausgenommen in Fällen, wo diese Weiterleitung den 
Personen, die diese Auskünfte betreffen, oder ihrer Familie schaden könnte. Von seiten der am Konflikt beteiligten 
Parteien soll diese Zentralstelle alle angemessenen Erleichterungen zur Durchführung dieser Weiterleitungen erhalten. 
Die Hohen Vertragsparteien und im besondern jene, deren Angehörigen die Dienste der Zentralstelle zugute kommen, 
werden aufgefordert, ihr die finanzielle Hilfe angedeihen zu lassen, deren sie bedarf. 
Die vorstehenden Bestimmungen dürfen nicht als eine Beschränkung der humanitären Tätigkeit des Internationalen 
Komitees vom Roten Kreuz und der in Artikel 142 erwähnten Hilfsgesellschaften ausgelegt werden. 
 
Art. 141 

Die nationalen Auskunftsbüros und die zentrale Auskunftsstelle sollen für alle Postsendungen Portofreiheit geniessen; 
auch sollen ihnen die in Artikel 110 vorgesehenen Befreiungen sowie im Rahmen des Möglichen Gebührenfreiheit oder 
zumindest bedeutende Gebührenermässigungen für telegrafische Mitteilungen zugute kommen. 
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Teil IV 
Vollzug des Abkommens 
 
Abschnitt I 
Allgemeine Bedingungen 
 
Art. 142 
Unter Vorbehalt der Massnahmen, die die Gewahrsamstaaten für unerlässlich erachten, um ihre Sicherheit zu 
gewährleisten oder jedem andern vernünftigen Erfordernis zu begegnen, sollen sie den religiösen Organisationen, 
Hilfsgesellschaften oder jeder andern, den geschützten Personen Hilfe bringenden Körperschaften die beste Aufnahme 
gewähren. Sie sollen ihnen wie auch ihren gebührend akkreditierten Delegierten alle notwendigen Erleichterungen 
gewähren, damit sie die geschützten Personen besuchen, Hilfssendungen und für Erziehungs-, Erholungs- oder 
Religionszwecke dienende Gegenstände irgendwelcher Herkunft an sie verteilen oder ihnen 
bei der Gestaltung der Freizeit innerhalb der Internierungsorte helfen können. 
Die genannten Gesellschaften oder Organisationen können auf dem Gebiete des Gewahrsamsstaates oder in einem 
andern Land gegründet werden oder aber internationalen Charakter haben. 
Der Gewahrsamsstaat kann die Anzahl der Gesellschaften und Organisationen, deren Delegierte ermächtigt sind, ihre 
Tätigkeit auf seinem Gebiet und unter seiner Aufsicht auszuüben, begrenzen; durch eine solche Begrenzung darf jedoch 
die wirksame und ausreichende Hilfeleistung an alle geschützten Personen nicht behindert werden. 
Die besondere Stellung des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz auf diesem Gebiete soll jederzeit anerkannt und 
respektiert werden. 
 
Art. 143 
Die Vertreter oder Delegierten der Schutzmächte sind ermächtigt, sich an alle Orte zu begeben, wo sich geschützte 
Personen befinden, namentlich an alle Internierungs-, Gefangenhaltungs- und Arbeitsorte. 
Sie sollen zu allen von geschützten Personen benützten Räumlichkeiten Zutritt haben und sich mit ihnen ohne Zeugen, 
wenn nötig durch Vermittlung eines Dolmetschers, unterhalten können. 
Diese Besuche dürfen nur aus zwingenden militärischen Gründen und bloss ausnahmsweise und vorübergehend 
untersagt werden. Ihre Häufigkeit und Dauer dürfen nicht begrenzt werden. 
Den Vertretern und Delegierten der Schutzmächte ist betreffend die Wahl der Orte, die sie zu besuchen wünschen, jede 
Freiheit zu lassen. Der Gewahrsams- oder Besetzungsstaat, die Schutzmacht und gegebenenfalls der Heimatstaat der zu 
besuchenden Personen können übereinkommen, Landsleute von Internierten zur Teilnahme 
an diesen Besuchen zuzulassen. Die Delegierten des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz sollen die gleichen 
Vorrechte geniessen. Die Bezeichnung dieser Delegierten bedarf der Genehmigung der Macht, in deren Gewalt sich die 
Gebiete befinden, wo sie ihre Tätigkeit auszuüben haben. 
 
Art. 144 

Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, in Friedens- und in Kriegszeiten den Wortlaut des vorliegenden Abkommens 
in ihren Ländern im weitestmöglichen Ausmass zu verbreiten und insbesondere sein Studium in die militärischen und 
wenn möglich zivilen Ausbildungsprogramme aufzunehmen, damit die Gesamtheit der 
Bevölkerung seine Grundsätze kennen lernen kann. 
Die zivilen, militärischen, polizeilichen oder andern Behörden, die in Kriegszeiten eine Verantwortung in bezug auf 
geschützte Personen übernehmen, müssen den Wortlaut des Abkommens besitzen und über dessen Bestimmungen 
besonders unterrichtet werden. 

 
Art. 145 
Die Hohen Vertragsparteien sollen sich gegenseitig durch Vermittlung des Schweizerischen Bundesrates und während der 
Feindseligkeiten durch Vermittlung der Schutzmächte die amtlichen Übersetzungen des vorliegenden Abkommens sowie 
die Gesetze und Verordnungen zustellen, die sie zur Gewährleistung seiner Anwendung 
unter Umständen erlassen. 
 
Art. 146 
Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, alle notwendigen gesetzgeberischen Massnahmen zur Festsetzung 
von angemessenen Strafbestimmungen für solche Personen zu treffen, die irgendeine der im folgenden Artikel 
umschriebenen schweren Verletzungen des vorliegenden Abkommens begehen oder zu einer solchen Verletzung 
den Befehl erteilen. 

Jede Vertragspartei ist zur Ermittlung der Person verpflichtet, die der Begehung oder der Erteilung eines Befehles zur 
Begehung der einen oder andern dieser schweren Verletzungen beschuldigt sind und hat sie ohne Rücksicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit vor ihre eigenen Gerichte zu ziehen. Wenn sie es vorzieht, kann sie sie auch gemäss den ihrer 
eigenen Gesetzgebung vorgesehenen Bedingungen zur Aburteilung einer andern an der Verfolgung interessierten 
Vertragspartei übergeben, sofern diese gegen die erwähnten Personen ausreichende Beschuldigungen nachgewiesen 
hat. 
Jede Vertragspartei soll die notwendigen Massnahmen ergreifen, um auch diejenigen Zuwiderhandlungen gegen die 
Bestimmungen des vorliegenden Abkommens zu unterbinden, die nicht zu den im folgenden Artikel umschriebenen 
schweren Verletzungen zählen. 
Unter allen Umständen müssen die Angeklagten nicht geringere Sicherheiten in bezug auf Gerichtsverfahren und freie 
Verteidigung geniessen als die in Artikel 105 ff. des Genfer Abkommens vom 12. August 1949 über die Behandlung der 
Kriegsgefangenen vorgesehenen. 
 
Art. 147 
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Als schwere Verletzungen, wie sie im vorhergehenden Artikel erwähnt sind, gelten jene, die die eine oder andere der 
folgenden Handlungen umfassen, sofern sie gegen Personen oder Güter begangen werden, die durch das 
vorliegende Abkommen geschützt sind:  
vorsätzlicher Mord, Folterung oder unmenschliche Behandlung, einschliesslich biologischer Experimente, vorsätzliche 
Verursachung grosser Leiden oder schwere Beeinträchtigung der körperlichen Integrität der Gesundheit, ungesetzliche 
Deportation oder Versetzung, ungesetzliche Gefangenhaltung, Nötigung einer geschützten Person zur Dienstleistung in 
den bewaffneten Kräften der feindlichen Macht oder Entzug ihres Anrechts auf ein ordentliches und unparteiisches, den 
Vorschriften des vorliegenden Abkommens entsprechendes Gerichtsverfahren, das Nehmen von Geiseln sowie 
Zerstörung und Aneignung von Gut, die nicht durch 
militärische Erfordernisse gerechtfertigt sind und in grossem Ausmass auf unerlaubte und willkürliche Weise 
vorgenommen werden. 
 
Art. 148 

Eine Hohe Vertragspartei kann weder sich selbst noch eine andere Vertragspartei von den Verantwortlichkeiten befreien, 
die ihr selbst oder einer andern Vertragspartei auf Grund der im vorhergehenden Artikel erwähnten Verletzungen zufallen. 
 
Art. 149 

Auf Begehren einer am Konflikt beteiligten Partei soll gemäss einem zwischen den beteiligten Parteien festzusetzenden 
Verfahren eine Untersuchung eingeleitet werden über jede behauptete Verletzung des Abkommens. 
Kann über das Untersuchungsverfahren keine Übereinstimmung erzielt werden, so sollen sich die Parteien über die Wahl 
eines Schiedsrichters einigen, der über das zu befolgende Verfahren zu entscheiden hat. 
Sobald die Verletzung festgestellt ist, sollen ihr die am Konflikt beteiligten Parteien ein Ende setzen und sie so rasch als 
möglich ahnden. 
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Charta der Vereinten Nationen  
und  

Statut des Internationalen Gerichtshofs  
 

Einführung  
Die Charta der Vereinten Nationen ist der Gründungsvertrag der Vereinten Nationen (United 
Nations). Ihre universellen Ziele und Grundsätze bilden die Verfassung der Staaten-
gemeinschaft, zu der sich alle inzwischen 192 Mitgliedstaaten bekennen. Die Charta wurde zum 
Abschluß der Konferenz über eine internationale Organisation am 26. Juni 1945 in San Franzisko 

von 50 Gründungsstaaten unterzeichnet und ist am 24. Oktober 1945 in Kraft getreten. Das 
Statut des Internationalen Gerichtshofs ist Bestandteil der Charta. Der hier abgedruckte Text 
schließt die bis heute vorgenommenen Chartaänderungen ein.  
Der deutsche Text wurde am 9. Juni 1973 als amtliche Fassung der Bundesrepublik 
Deutschland im Bundesgesetzblatt veröffentlicht.  

Seit dem Inkrafttreten der Charta wurden zweimal Änderungen vorgenommen. Änderungen der 
Artikel 23, 27 und 61 wurden von der Generalversammlung der Vereinten Nationen am 17. 
Dezember 1963 angenommen und sind am 31. August 1965 in Kraft getreten. Die von der 
Generalversammlung am 20. Dezember 1965 angenommene Änderung des Artikels 109 trat am 
12. Juni 1968 in Kraft. Durch die Änderung von Artikel 23 wurde die Mitgliederzahl des 
Sicherheitsrats von 11 auf 15 erhöht. Infolge des abgeänderten Wortlauts von Artikel 27 werden 
Beschlüsse des Sicherheitsrats über Verfahrensfragen mit Zustimmung von neun – statt früher 
sieben – Mitgliedern gefaßt. Bei Beschlüssen über alle anderen Fragen müssen unter den neun 
zustimmenden Staaten – früher sieben – die fünf Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates sein. 
Durch die Änderung von Artikel 61 wurde die Mitgliederzahl des Wirtschafts- und Sozialrats 
(ECOSOC) von zunächst 18 auf 27, dann durch Beschluß der Generalversammlung vom 20. 
Dezember 1971 (in Kraft getreten am 24. September 1973) auf 54 erhöht.  
Die Änderung von Artikel 109 bezieht sich auf dessen ersten Absatz und bestimmt, daß eine 
Allgemeine Konferenz der Mitglieder der Vereinten Nationen zum Zwecke der Revision der 

vorliegenden Charta zu einem Zeitpunkt und an einem Ort abgehalten werden kann, die mit 
Zweidrittelmehrheit der Mitglieder der Generalversammlung und mit Zustimmung von neun – 
statt früher sieben – beliebigen Mitgliedern des Sicherheitsrats festgesetzt werden.  
Die in Artikel 53 und Artikel 107 enthaltenen sogenannten Feindstaatenklauseln wurden durch 

Resolution 49/58 der Generalversammlung vom 9. Dezember 1994 für „obsolet“ erklärt. 
 

KAPITEL IX  
Internationale Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet 
 

Artikel 55  
Um jenen Zustand der Stabilität und Wohlfahrt herbeizuführen, der erforderlich ist, damit zwischen den 
Nationen friedliche und freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung und 

Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehungen herrschen, fördern die Vereinten Nationen  
a) die Verbesserung des Lebensstandards, die Vollbeschäftigung und die Voraussetzungen für 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt und Aufstieg;  

b) die Lösung internationaler Probleme wirtschaftlicher, sozialer, gesundheitlicher und verwandter Art 
sowie die internationale Zusammenarbeit auf den Gebieten der Kultur und der Erziehung;  

c) die allgemeine Achtung und Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle 
ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion.  
 

Artikel 56  
Alle Mitgliedstaaten verpflichten sich, gemeinsam und jeder für sich mit der Organisation 

zusammenzuarbeiten, um die in Artikel 55 dargelegten Ziele zu erreichen. 
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KAPITEL XI  
Erklärung über Hoheitsgebiete ohne Selbstregierung  
 

Artikel 73  
Mitglieder der Vereinten Nationen, welche die Verantwortung für die Verwaltung von Hoheits-gebieten 
haben oder übernehmen, deren Völker noch nicht die volle Selbstregierung erreicht haben, bekennen sich 

zu dem Grundsatz, daß die Interessen der Einwohner dieser Hoheitsgebiete Vorrang haben; sie 
übernehmen als heiligen Auftrag die Verpflichtung, im Rahmen des durch diese Charta errichteten 

Systems des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit das Wohl dieser Einwohner aufs äußerste 
zu fördern; zu diesem Zweck verpflichten sie sich,  
a) den politischen, wirtschaftlichen, sozialen und erzieherischen Fortschritt, die gerechte Behandlung und 

den Schutz dieser Völker gegen Mißbräuche unter gebührender Achtung vor ihrer Kultur zu 
gewährleisten;  

b) die Selbstregierung zu entwickeln, die politischen Bestrebungen dieser Völker gebührend zu 
berücksichtigen und sie bei der fortschreitenden Entwicklung ihrer freien politischen Einrichtungen zu 
unterstützen, und zwar je nach den besonderen Verhältnissen jedes Hoheitsgebiets, seiner Bevölkerung 

und deren jeweiliger Entwicklungsstufe;  
c) den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu festigen;  
d) Aufbau- und Entwicklungsmaßnahmen zu fördern, die Forschungstätigkeit zu unterstützen sowie 

miteinander und gegebenenfalls mit internationalen Fachorganisationen zusammen-zuarbeiten, um die in 
diesem Artikel dargelegten sozialen, wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Ziele zu verwirklichen;  

e) dem Generalsekretär mit der durch die Rücksichtnahme auf Sicherheit und Verfassung gebotenen 
Einschränkung zu seiner Unterrichtung regelmäßig statistische und sonstige Informationen technischer Art 
über das Wirtschafts-, Sozial- und Erziehungswesen in den nicht unter die Kapitel XII und XIII fallenden 

Hoheitsgebieten zu übermitteln, für die sie verantwortlich sind. 
  

Artikel 74  
Die Mitglieder der Vereinten Nationen sind sich ferner darin einig, daß die Politik, die sie für die unter 
dieses Kapitel fallenden Hoheitsgebiete verfolgen, nicht minder auf dem allgemeinen Grundsatz der guten 

Nachbarschaft in sozialen, wirtschaftlichen und Handelsangelegenheiten beruhen muß als die Politik, die sie 
für ihr Mutterland verfolgen; hierbei sind die Interessen und das Wohl der übrigen Welt gebührend zu 
berücksichtigen.  

 
 

 

KAPITEL XII  
Das internationale Treuhandsystem  
 

Artikel 75  
Die Vereinten Nationen errichten unter ihrer Autorität ein internationales Treuhandsystem für die 
Verwaltung und Beaufsichtigung der Hoheitsgebiete, die auf Grund späterer Einzelabkommen in dieses 

System einbezogen werden. Diese Hoheitsgebiete werden im folgenden als Treuhandgebiete bezeichnet.  
 
Artikel 76  

Im Einklang mit den in Artikel 1 dieser Charta dargelegten Zielen der Vereinten Nationen dient das 
Treuhandsystem hauptsächlich folgenden Zwecken:  

a) den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu festigen;  
b) den politischen, wirtschaftlichen, sozialen und erzieherischen Fortschritt der Einwohner der 
Treuhandgebiete und ihre fortschreitende Entwicklung zur Selbstregierung oder Unabhängigkeit so zu 

fördern, wie es den besonderen Verhältnissen eines jeden dieser Hoheitsgebiete und seiner Bevölkerung 
sowie deren frei geäußerten Wünschen entspricht und in dem diesbezüglichen Treuhandabkommen vorge-
sehen ist;  

c) die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, 
des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und das Bewußtsein der gegenseitigen 

Abhängigkeit der Völker der Welt zu stärken;  
d) die Gleichbehandlung aller Mitglieder der Vereinten Nationen und ihrer Staatsangehörigen in sozialen, 
wirtschaftlichen und Handelsangelegenheiten sowie die Gleichbehandlung dieser Staatsangehörigen in der 

Rechtspflege sicherzustellen, ohne jedoch die Verwirklichung der vorgenannten Zwecke zu beeinträchtigen; 
Artikel 80 bleibt unberührt. 
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KAPITEL XIV  
Der Internationale Gerichtshof  
 

Artikel 92  
Der Internationale Gerichtshof ist das Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten Nationen. Er nimmt seine 
Aufgaben nach Maßgabe des beigefügten Statuts wahr, das auf dem Statut des Ständigen Internationalen 

Gerichtshofs beruht und Bestandteil dieser Charta ist.  
 

Artikel 93  
(1) Alle Mitglieder der Vereinten Nationen sind ohne weiteres Vertragsparteien des Statuts des 
Internationalen Gerichtshofs.  

(2) Ein Staat, der nicht Mitglied der Vereinten Nationen ist, kann zu Bedingungen, welche die 
Generalversammlung jeweils auf Empfehlung des Sicherheitsrats festsetzt, Vertragspartei des Statuts des 

Internationalen Gerichtshofs werden.  
 
Artikel 94  

(1) Jedes Mitglied der Vereinten Nationen verpflichtet sich, bei jeder Streitigkeit, in der es Partei ist, die 
Entscheidung des Internationalen Gerichtshofs zu befolgen.  
(2) Kommt eine Streitpartei ihren Verpflichtungen aus einem Urteil des Gerichtshofs nicht nach, so kann 

sich die andere Partei an den Sicherheitsrat wenden; dieser kann, wenn er es für erforderlich  
 

KAPITEL XVII  
Übergangsbestimmungen betreffend die Sicherheit 

 
Artikel 107  

Maßnahmen, welche die hierfür verantwortlichen Regierungen als Folge des Zweiten Weltkriegs in bezug 
auf einen Staat ergreifen oder genehmigen, der während dieses Krieges Feind eines Unterzeichnerstaats 
dieser Charta war, werden durch diese Charta weder außer Kraft gesetzt noch untersagt.  

 

KAPITEL XIX  
Ratifizierung und Unterzeichnung 
 

Artikel 111  
Diese Charta, deren chinesischer, französischer, russischer, englischer und spanischer Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 

hinterlegt. Diese übermittelt den Regierungen der anderen Unterzeichnerstaaten gehörig beglaubigte 
Abschriften.  

ZU URKUND DESSEN haben die Vertreter der Regierungen der Vereinten Nationen diese Charta 
unterzeichnet.  
 

GESCHEHEN in der Stadt San Franzisco am 26. Juni 1945. 
  
 

 
Quelle: Bundesgesetzblatt 1973 II. Tag der Ausgabe: Bonn, den 9. Juni 1973, S. 431–503 
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UN-Resolution A/RES/53/144 
Artikel 1 
Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, den Schutz und die Verwirklichung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten auf nationaler wie auch auf internationaler Ebene zu fördern und darauf 
hinzuwirken. 
 
Artikel 2 
1. Jeder Staat trägt die Hauptverantwortung dafür und hat die Pflicht, alle Menschenrechte und Grundfreiheiten zu 
schützen, zu fördern und zu verwirklichen, indem er unter anderem alle erforderlichen Maßnahmen ergreift, um die 
sozialen, wirtschaftlichen, politischen und sonstigen Bedingungen sowie die rechtlichen Garantien zu schaffen, die 
erforderlich sind, um sicherzustellen, dass alle seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Personen einzeln wie auch in 
Gemeinschaft mit anderen alle diese Rechte und Freiheiten in der Praxis genießen können. 
2. Jeder Staat ergreift alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die in dieser Erklärung genannten Rechte und Freiheiten wirksam garantiert sind. 
 
Artikel 3 
Die innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die mit der Charta der Vereinten Nationen und den sonstigen internationalen 
Verpflichtungen des jeweiligen Staates auf dem Gebiet der Menschenrechte und Grundfreiheiten in Einklang stehen, 
bilden den rechtlichen Rahmen für die Verwirklichung und den Genuss der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
innerhalb dessen alle in dieser Erklärung genannten Tätigkeiten zur Förderung, zum Schutz und zur effektiven 
Verwirklichung dieser Rechte und Freiheiten durchzuführen sind. 
 
Artikel 4 
Keine Bestimmung dieser Erklärung darf dahin ausgelegt werden, dass sie die Ziele und Grundsätze der Charta der 
Vereinten Nationen beeinträchtigt oder ihnen widerspricht oder dass sie die Bestimmungen der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte, der Internationalen Menschenrechtspakte und der sonstigen auf diesem Gebiet anwendbaren 
internationalen Übereinkünfte und Verpflichtungen einschränkt oder außer Kraft setzt. 
 
Artikel 5 
Zum Zweck der Förderung und des Schutzes der Menschenrechte und Grundfreiheiten hat jeder Mensch das Recht, 
einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, auf nationaler wie auch auf internationaler Ebene, 
a) sich friedlich zu treffen oder zu versammeln; 
b) nichtstaatliche Organisationen, Vereinigungen oder Gruppen zu bilden, ihnen beizutreten und in ihnen 
mitzuwirken; 
c) mit nichtstaatlichen oder zwischenstaatlichen Organisationen in Verbindung zu treten. 
 
Artikel 6 
Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen,  
a) Informationen über alle Menschenrechte und Grundfreiheiten zu kennen, zu suchen, zu beschaffen, zu empfangen und 
zu besitzen, namentlich auch Zugang zu Informationen darüber zu haben, wie diese Rechte und Freiheiten im 
innerstaatlichen Gesetzgebungs-, Justiz- oder Verwaltungssystem verwirklicht werden; 
b) wie in den internationalen Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte und den sonstigen anwendbaren 

internationalen Übereinkünften vorgesehen, Auffassungen, Informationen und Wissen über alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten frei zu veröffentlichen, anderen mitzuteilen oder zu verbreiten; 
c) die Einhaltung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten im Gesetz und in der Praxis zu studieren, zu 
erörtern, sich eine Meinung darüber zu bilden und diese zu vertreten und mit diesen und anderen geeigneten Mitteln 
die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf diese Angelegenheiten zu lenken. 
 
Artikel 7 
Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, neue Ideen und Grundsätze auf dem 
Gebiet der Menschenrechte zu erarbeiten und zu erörtern und für ihre Annahme einzutreten. 
 
Artikel 8 
1. Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, wirksam ohne Diskriminierung an 
der Regierung seines Landes und an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten mitzuwirken. 
2. Dies umfasst unter anderem das Recht, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, an Regierungsorganen und –
stellen und an mit öffentlichen Angelegenheiten befassten Organisationen Kritik zu üben und ihnen Vorschläge zur 
Verbesserung ihrer Tätigkeit zu unterbreiten und auf jeden Aspekt ihrer Arbeit aufmerksam zu machen, der die 

Förderung, den Schutz und die Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten beeinträchtigen oder behindern 
könnte. 
 
Artikel 9 
1. Bei der Ausübung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich der Förderung und des Schutzes 
der Menschenrechte nach dieser Erklärung, hat jeder Mensch, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, Anspruch 
auf einen wirksamen Rechtsbehelf und auf Schutz im Falle der Verletzung dieser Rechte. 

2. Zu diesem Zweck hat jeder, dessen Rechte oder Freiheiten mutmaßlich verletzt wurden, das Rechte, entweder 
persönlich oder durch einen rechtlich bevollmächtigten Vertreter, bei einem Gericht oder einer anderen durch Gesetz 
geschaffenen Stelle, die unabhängig, unparteiisch und zuständig ist, Beschwerde einzulegen und diese in öffentlicher 

Verhandlung rasch prüfen zu lassen und von dem Gericht oder der sonstigen Stelle eine rechtmäßige Entscheidung zu 
erhalten, die ihm Wiedergutmachung verschafft, einschließlich einer etwaigen Entschädigung, falls die Rechte oder 
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Freiheiten der betreffenden Person verletzt wurden, sowie die Durchsetzung der Entscheidung und der zugesprochenen 
Entschädigung zu erwirken, all das ohne ungebührliche Verzögerung. 
3. Zu demselben Zweck hat jeder Mensch das Recht, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, unter anderem 
a) durch Petitionen oder andere geeignete Mittel bei den zuständigen innerstaatlichen Gerichten, Verwaltungsbehörden 

oder Gesetzgebungsorganen oder jeder anderen in der Rechtsordnung des Staates vorgesehenen zuständigen Stelle 
Beschwerde gegen die Politik und die Handlungen einzelner 
Amtsträger und Regierungsorgane im Hinblick auf Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
einzulegen, wobei über die Beschwerde ohne ungebührliche Verzögerung zu entscheiden ist; 
b) öffentlichen Verhandlungen, Verfahren und Prozessen beizuwohnen, um sich eine Meinung über ihre 
Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht und den dem Staat obliegenden oder von ihm eingegangenen 
anwendbaren internationalen Verpflichtungen zu bilden; 
c) fachlich qualifizierten Rechtsbeistand oder sonstige einschlägige Beratung und Unterstützung zur Verteidigung der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten anzubieten und zu gewähren. 
4. Zu demselben Zweck und im Einklang mit den anwendbaren internationalen Rechtsakten und Verfahren hat 
jeder Mensch, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, das Recht auf ungehinderten Zugang zu und Verkehr mit 
internationalen Organen, die über eine allgemeine oder besondere Zuständigkeit verfügen, Mitteilungen zu 
Angelegenheiten der Menschenrechte und Grundfreiheiten entgegenzunehmen und zu prüfen. 
5. Der Staat führt eine rasche und unparteiische Untersuchung durch oder stellt sicher, dass eine Untersuchung stattfindet, 
wenn hinreichender Grund zu der Annahme besteht, dass in einem seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Gebiet eine 
Verletzung der Menschenrechte und Grundfreiheiten stattgefunden hat. 
 
Artikel 10 
Niemand darf, sei es durch aktives Handeln oder durch Untätigbleiben, wenn Handeln geboten wäre, an der Verletzung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten mitwirken, und niemand darf einer Strafe oder für ihn nachteiligen 

Maßnahmen unterworfen werden, wenn er sich weigert, dies zu tun. 
 
Artikel 11 
Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, seine Arbeit oder seinen Beruf 
rechtmäßig auszuüben. Jeder, der auf Grund seines Berufes die Menschenwürde, die Menschenrechte und die 
Grundfreiheiten anderer beeinträchtigen könnte, soll diese Rechte und Freiheiten achten und die einschlägigen nationalen 
und internationalen berufs- und standesrechtlichen Verhaltensvorschriften und sein Berufsethos befolgen. 
 
Artikel 12 
1. Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, an friedlichen Aktivitäten gegen 
Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten teilzunehmen. 
2. Die Staaten ergreifen alle notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die zuständigen Behörden jeden, einzeln 
wie auch in Gemeinschaft mit anderen, vor jeder Gewalt, Bedrohung, Vergeltung, tatsächlichen oder rechtlichen 
Diskriminierung, jedem Druck sowie vor jeglichen anderen Willkürhandlungen schützen, die eine Folge seiner 
rechtmäßigen Ausübung der in dieser Erklärung genannten Rechte sind. 
3. In diesem Zusammenhang hat jeder, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, Anspruch auf wirksamen Schutz 

nach dem innerstaatlichen Recht, wenn er gegen Staaten zuzuschreibende Tätigkeiten und Handlungen, einschließlich 
Unterlassungen, die Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten zur Folge haben, sowie gegen von Gruppen 

oder Einzelpersonen begangene Gewalthandlungen, die den Genuss der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
beeinträchtigen, mit friedlichen Mitteln vorgeht oder sich ihnen widersetzt. 
 
Artikel 13 
Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in Gemeinschaft mit anderen, Mittel zu erbitten, entgegenzunehmen und 
einzusetzen, die dem ausdrücklichen Zweck der Förderung und des Schutzes der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten mit friedlichen Mitteln, im Einklang mit Artikel 3, dienen. 
 
Artikel 14 
1. Dem Staat obliegt die Verantwortung, gesetzgeberische, justitielle, administrative oder andere geeignete 

Maßnahmen zu ergreifen, um bei allen seiner Herrschaftsgewalt unterstehenden Personen das Verständnis ihrer 
bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu fördern. 
2. Dazu gehören unter anderem die folgenden Maßnahmen:  
a) die Veröffentlichung und die breite Verfügbarkeit der innerstaatlichen Gesetze und sonstigen Vorschriften sowie der 

anwendbaren grundlegenden internationalen Rechtsakte auf dem Gebiet der Menschenrechte; 
b) der volle und gleichberechtigte Zugang zu den internationalen Dokumenten auf dem Gebiet der Menschenrechte, 

einschließlich der regelmäßigen Berichte des Staates an die mit den internationalen Menschenrechtsverträgen, deren 
Vertragspartei er ist, geschaffenen Organe sowie der Kurzprotokolle der Beratungen und der offiziellen Berichte dieser 
Organe. 
3. Der Staat gewährleistet und unterstützt gegebenenfalls die Schaffung und den Ausbau weiterer unabhängiger nationaler 
Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten in dem gesamten seiner 
Hoheitsgewalt unterstehenden Gebiet, wie Ombudspersonen, Menschenrechtskommissionen oder jede andere Form einer 
nationalen Institution. 
 
Artikel 15 
Dem Staat obliegt die Verantwortung, den Unterricht über die Menschenrechte und Grundfreiheiten auf allen 
Bildungsebenen zu fördern und zu erleichtern sowie sicherzustellen, dass alle für die Ausbildung von Rechtsanwälten, 

Polizeibeamten, Personal der Streitkräfte und Angehörigen des öffentlichen Dienstes verantwortlichen Stellen geeignete 
Unterrichtselemente über die Menschenrechte in ihre Ausbildungsprogramme aufnehmen. 
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Artikel 16 
Einzelpersonen, nichtstaatliche Organisationen und die zuständigen Institutionen haben einen wichtigen Beitrag zu 

leisten, wenn es darum geht, die Öffentlichkeit für Fragen im Zusammenhang mit allen Menschenrechten und 
Grundfreiheiten zu sensibilisieren, beispielsweise durch die Ergreifung von Bildungs-, Ausbildungs- und 
Forschungsmaßnahmen auf diesen Gebieten, um unter anderem das Verständnis, die Toleranz, den Frieden und die 
freundschaftlichen Beziehungen zwischen den Nationen und zwischen allen Rassen- und Religionsgruppen 
weiter zu stärken, eingedenk der unterschiedlichen Beschaffenheit der Gesellschaften und Gemeinschaften, in 
denen sie ihre Maßnahmen durchführen. 
 
Artikel 17 
Bei der Ausübung der in dieser Erklärung genannten Rechte und Freiheiten unterliegt jeder, ob allein oder in 
Gemeinschaft mit anderen handelnd, nur den mit den anwendbaren internationalen Verpflichtungen im Einklang 
stehenden und gesetzlich festgelegten Beschränkungen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zweck vorsieht, die 
Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und den gerechten Anforderungen der 

Moral, der öffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen. 
 
Artikel 18 
1. Jeder Mensch hat Verpflichtungen gegenüber und innerhalb der Gemeinschaft, in der allein die freie und volle 
Entfaltung seiner Persönlichkeit möglich ist. 
2. Einzelpersonen, Gruppen, Institutionen und nichtstaatliche Organisationen spielen eine wichtige Rolle und tragen 
eine Verantwortung beim Schutz der Demokratie, bei der Förderung der Menschenrechte und Grundfreiheiten und 
bei der Unterstützung der Förderung und des Fortschritts demokratischer Gesellschaften, Institutionen und 
Prozesse. 

3. Einzelpersonen, Gruppen, Institutionen und nichtstaatliche Organisationen spielen außerdem eine wichtige Rolle und 
haben eine Verantwortung dafür, gegebenenfalls zur Förderung des Rechts eines jeden Menschen auf eine soziale und 
internationale Ordnung beizutragen, in der die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und in den 
Menschenrechtsübereinkünften verkündeten Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können. 
 

Artikel 19 
Keine Bestimmung dieser Erklärung darf dahin ausgelegt werden, dass sie für eine Einzelperson, eine Gruppe oder 
ein Organ der Gesellschaft oder für einen Staat das Recht begründet, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu 
begehen, welche die Beseitigung der in dieser Erklärung genannten Rechte und Freiheiten zum Ziel hat. 

 
Artikel 20 
Keine Bestimmung dieser Erklärung darf so ausgelegt werden, dass sie Staaten erlaubt, Tätigkeiten von 

Einzelpersonen, Gruppen, Institutionen oder nichtstaatlichen Organisationen zu unterstützen und zu fördern, die im 
Widerspruch zu den Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen stehen. 

 
 
 

Offizielle Übersetzung: 

Bibliothek des Informationszentrums der Vereinten Nationen (UNIC), Bonn. 
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Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR) 
Resolution 217 A (III) der Generalversammlung vom 10. Dezember 1948 

 

PRÄAMBEL 
Da die Anerkennung der angeborenen Würde und der gleichen und unveräußerlichen Rechte aller Mitglieder der 

Gemeinschaft der Menschen die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet, 
da die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte zu Akten der Barbarei geführt haben, die das Gewissen 

der Menschheit mit Empörung erfüllen, und da verkündet worden ist, daß einer Welt, in der die Menschen Rede- und 
Glaubensfreiheit und Freiheit von Furcht und Not genießen, das höchste Streben des Menschen gilt, 
da es notwendig ist, die Menschenrechte durch die Herrschaft des Rechtes zu schützen, damit der Mensch nicht 
gezwungen wird, als letztes Mittel zum Aufstand gegen Tyrannei und Unterdrückung zu greifen, 
da es notwendig ist, die Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Nationen zu fördern, 
da die Völker der Vereinten Nationen in der Charta ihren Glauben an die grundlegenden Menschenrechte, an die Würde 

und den Wert der menschlichen Person und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau erneut bekräftigt und 
beschlossen haben, den sozialen Fortschritt und bessere Lebensbedingungen in größerer Freiheit zu fördern, 
da die Mitgliedstaaten sich verpflichtet haben, in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen auf die allgemeine 

Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten hinzuwirken, 
da ein gemeinsames Verständnis dieser Rechte und Freiheiten von größter Wichtigkeit für die volle Erfüllung dieser 
Verpflichtung ist, 
verkündet die Generalversammlung 

diese Allgemeine Erklärung der Menschenrechte als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame 
Ideal, damit jeder einzelne und alle Organe der Gesellschaft sich diese Erklärung stets gegenwärtig halten und sich 
bemühen, durch Unterricht und Erziehung die Achtung vor diesen Rechten und Freiheiten zu 
fördern und durch fortschreitende nationale und internationale Maßnahmen ihre allgemeine und tatsächliche Anerkennung 
und Einhaltung durch die Bevölkerung der Mitgliedstaaten selbst wie auch durch die Bevölkerung der ihrer Hoheitsgewalt 
unterstehenden Gebiete zu gewährleisten. 
 
Artikel 1 

Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen 
einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen. 
 
Artikel 2 

Jeder hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne irgendeinen Unterschied, etwa 
nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer 
Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand.  
Des weiteren darf kein Unterschied gemacht werden auf Grund der politischen, rechtlichen oder internationalen Stellung 
des Landes oder Gebietes, dem eine Person angehört, gleichgültig ob dieses unabhängig ist, unter Treuhandschaft steht, 
keine Selbstregierung besitzt oder sonst in seiner Souveränität eingeschränkt ist. 
 
Artikel 3 

Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person. 
 
Artikel 4 
Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden; Sklaverei und Sklavenhandel in allen ihren Formen 
sind verboten. 

 
Artikel 5 

Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen 
werden. 
 
Artikel 6 

Jeder hat das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu werden. 
 
Artikel 7 
Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Unterschied Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. 
Alle haben Anspruch auf gleichen Schutz gegen jede Diskriminierung, die gegen diese Erklärung verstößt, und gegen jede 
Aufhetzung zu einer derartigen Diskriminierung. 
 
Artikel 8 

Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei den zuständigen innerstaatlichen Gerichten gegen 
Handlungen, durch die seine ihm nach der Verfassung oder nach dem Gesetz zustehenden Grundrechte verletzt werden. 
 
Artikel 9 

Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft gehalten oder des Landes verwiesen werden. 
 
Artikel 10 
Jeder hat bei der Feststellung seiner Rechte und Pflichten sowie bei einer gegen ihn erhobenen strafrechtlichen 
Beschuldigung in voller Gleichheit Anspruch auf ein gerechtes und öffentliches Verfahren vor einem unabhängigen und 
unparteiischen Gericht. 
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Artikel 11 

1. Jeder, der einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, hat das Recht, als unschuldig zu gelten, solange seine Schuld 
nicht in einem öffentlichen Verfahren, in dem er alle für seine Verteidigung notwendigen Garantien gehabt hat, gemäß dem 
Gesetz nachgewiesen ist. 
2. Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach 
innerstaatlichem oder internationalem Recht nicht strafbar war. Ebenso darf keine schwerere Strafe als die zum Zeitpunkt 
der Begehung der strafbaren Handlung angedrohte Strafe verhängt werden. 
 
Artikel 12 

Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung und seinen Schriftverkehr oder 
Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden. Jeder hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen 
solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen. 
 
Artikel 13 
1. Jeder hat das Recht, sich innerhalb eines Staates frei zu bewegen und seinen Aufenthaltsort frei zu wählen. 
2. Jeder hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu verlassen und in sein Land zurückzukehren. 
 
Artikel 14 

1. Jeder hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgung Asyl zu suchen und zu genießen. 
2. Dieses Recht kann nicht in Anspruch genommen werden im Falle einer Strafverfolgung, die tatsächlich auf Grund von 
Verbrechen nichtpolitischer Art oder auf Grund von Handlungen erfolgt, die gegen die Ziele und Grundsätze der Vereinten 
Nationen verstoßen. 
 
Artikel 15 

1. Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit. 
2. Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzogen noch das Recht versagt werden, seine 
Staatsangehörigkeit zu wechseln. 
 
Artikel 16 

1. Heiratsfähige Männer und Frauen haben ohne jede Beschränkung auf Grund der Rasse, der Staatsangehörigkeit oder 
der Religion das Recht, zu heiraten und eine Familie zu gründen. Sie haben bei der Eheschließung, während der Ehe und 
bei deren Auflösung gleiche Rechte. 
2. Eine Ehe darf nur bei freier und uneingeschränkter Willenseinigung der künftigen Ehegatten geschlossen werden. 
3. Die Familie ist die natürliche Grundeinheit der Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat. 
 
Artikel 17 

1. Jeder hat das Recht, sowohl allein als auch in Gemeinschaft mit anderen Eigentum innezuhaben. 
2. Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt werden. 
 
Artikel 18 

Jeder hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht schließt die Freiheit ein, seine 
Religion oder seine Weltanschauung zu wechseln, sowie die Freiheit, seine Religion oder seine Weltanschauung allein 
oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder privat durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und Kulthandlungen zu 
bekennen. 
 
Artikel 19 

Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, Meinungen 
ungehindert anzuhängen sowie über Medien jeder Art und ohne Rücksicht auf Grenzen Informationen und Gedankengut 
zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten. 
 
Artikel 20 
1. Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich zu versammeln und zu Vereinigungen zusammenzuschließen. 
2. Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzugehören. 

 
Artikel 21 
1. Jeder hat das Recht, an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten seines Landes unmittelbar oder durch frei 
gewählte Vertreter mitzuwirken. 
2. Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Ämtern in seinem Lande. 
3. Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Autorität der öffentlichen Gewalt; dieser Wille muß durch regelmäßige, 
unverfälschte, allgemeine und gleiche Wahlen mit geheimer Stimmabgabe oder einem gleichwertigen freien 
Wahlverfahren zum Ausdruck kommen. 
 
Artikel 22 
Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft das Recht auf soziale Sicherheit und Anspruch darauf, durch innerstaatliche 
Maßnahmen und internationale Zusammenarbeit sowie unter Berücksichtigung der Organisation und der Mittel jedes 
Staates in den Genuß der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen, die für seine Würde und die freie 
Entwicklung seiner Persönlichkeit unentbehrlich sind. 
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Artikel 23 

1. Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf 
Schutz vor Arbeitslosigkeit. 
2. Jeder, ohne Unterschied, hat das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit. 
3. Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner Familie eine der 
menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert, gegebenenfalls ergänzt durch andere soziale Schutzmaßnahmen. 
4. Jeder hat das Recht, zum Schutze seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und solchen beizutreten. 
 
Artikel 24 

Jeder hat das Recht auf Erholung und Freizeit und insbesondere auf eine vernünftige Begrenzung der Arbeitszeit und 
regelmäßigen bezahlten Urlaub. 
 
Artikel 25 

1. Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet, 
einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige soziale Leistungen, sowie das Recht 
auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei anderweitigem 
Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände. 
2. Mütter und Kinder haben Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung. 
Alle Kinder, eheliche wie außereheliche, genießen den gleichen sozialen Schutz. 
 
Artikel 26 

1. Jeder hat das Recht auf Bildung. Die Bildung ist unentgeltlich, zum mindesten der Grundschulunterricht und die 
grundlegende Bildung. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch. Fach- und Berufsschulunterricht müssen allgemein 
verfügbar gemacht werden, und der Hochschulunterricht muß allen gleichermaßen entsprechend ihren 
Fähigkeiten offenstehen. 
2. Die Bildung muß auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und auf die Stärkung der Achtung vor den 
Menschenrechten und Grundfreiheiten gerichtet sein. Sie muß zu Verständnis, Toleranz und Freundschaft zwischen allen 
Nationen und allen rassischen oder religiösen Gruppen beitragen und der Tätigkeit der 
Vereinten Nationen für die Wahrung des Friedens förderlich sein. 
3. Die Eltern haben ein vorrangiges Recht, die Art der Bildung zu wählen, die ihren Kindern zuteil werden soll. 
 
Artikel 27 

1. Jeder hat das Recht, am kulturellen Leben der Gemeinschaft frei teilzunehmen, sich an den Künsten zu erfreuen und 
am wissenschaftlichen Fortschritt und dessen Errungenschaften teilzuhaben. 
2. Jeder hat das Recht auf Schutz der geistigen und materiellen Interessen, die ihm als Urheber von Werken der 
Wissenschaft, Literatur oder Kunst erwachsen. 
 
Artikel 28 

Jeder hat Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung, in der die in dieser Erklärung verkündeten Rechte und 
Freiheiten voll verwirklicht werden können. 
 
Artikel 29 

1. Jeder hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, in der allein die freie und volle Entfaltung seiner Persönlichkeit 
möglich ist. 
2. Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Beschränkungen unterworfen, die das Gesetz 
ausschließlich zu dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und 
den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer demokratischen 
Gesellschaft zu genügen. 
3. Diese Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten 
Nationen ausgeübt werden. 
 
Artikel 30 
Keine Bestimmung dieser Erklärung darf dahin ausgelegt werden, daß sie für einen Staat, eine Gruppe oder eine 
Person irgendein Recht begründet, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu begehen, welche die Beseitigung 
der in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten zum Ziel hat. 
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Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 

 
Präambel 
Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen,  
 
von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich 
das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben.  
 
Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen haben in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet. 
Damit gilt dieses Grundgesetz für das gesamte Deutsche Volk. 
 
 
Artikel 1 

 (1) 1Die Würde des Menschen ist unantastbar. 2Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen 

Gewalt. 
 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als 
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. 
 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als 
unmittelbar geltendes Recht. 

  
Artikel 20 

 (1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat. 
 

(2) 1Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. 2Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere 
Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. 
 

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an 
Gesetz und Recht gebunden. 
 

(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, 
wenn andere Abhilfe nicht möglich ist. 
  
Artikel 25 
1Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. 2Sie gehen den Gesetzen vor und 
erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes. 

  
Artikel 31 

Bundesrecht bricht Landesrecht. 
 
Abweichungen werden nur durch spezielle Landeszuständigkeiten geregelt. Die Föderalismusreform, eröffnete mit Art. 73 
Abs. 3 GG den Ländern die Möglichkeit zum Abweichen von Bundesgesetzen in einigen wenigen Fällen.  
Art. 73 Abs. 3 ist also eine Ausnahme zu Art. 31 GG, könnte man meinen. Aber das ist falsch. Denn einen Rückgriff auf 
Art. 31 braucht es schon deswegen nicht, weil die Gesetzgebungszuständigkeiten in Art. 70 Abs. 1 abschließend geregelt 
sind. 
Auf keinen Fall sind die Länder und auch nicht die Gemeinden für Verfassungsänderungen oder eigenmächtige 
Änderungen oder gar der Abschaffung der völkerrechtlichen Verträge zuständig oder befugt. 
 
Artikel 79 

(1) 1Das Grundgesetz kann nur durch ein Gesetz geändert werden, das den Wortlaut des Grundgesetzes ausdrücklich 
ändert oder ergänzt. 2Bei völkerrechtlichen Verträgen, die eine Friedensregelung, die Vorbereitung einer Friedensregelung 
oder den Abbau einer besatzungsrechtlichen Ordnung zum Gegenstand haben oder der Verteidigung der Bundesrepublik 
zu dienen bestimmt sind, genügt zur Klarstellung, daß die Bestimmungen des Grundgesetzes dem Abschluß und dem 
Inkraftsetzen der Verträge nicht entgegenstehen, eine Ergänzung des Wortlautes des Grundgesetzes, die sich auf diese 
Klarstellung beschränkt. 
 

(2) Ein solches Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestages und zwei Dritteln der 
Stimmen des Bundesrates. 
 

(3) Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, die grundsätzliche 
Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grundsätze berührt 
werden, ist unzulässig. 
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